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Anfrage 2018/Anfr./011 - Anfrage an den Landrat  
hier: Anfrage zu sogenannten „Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“ im Landkreis Dah-
me-Spreewald 
 
Sehr geehrter Herr Treder-Schmidt, 
 
Ihre Anfrage zu sogenannten „Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“ im Landkreis Dahme-
Spreewald beantworte ich wie folgt: 
 
1. Sind im Landkreis Fälle von selbsternannten „Reichsbürgern“ oder „Selbstverwaltern“ bekannt  
und um wie viele Personen handelt es sich? 
 
Ja, es gibt im Landkreis Dahme-Spreewald Kontakte mit sog. Reichsbürgern und Selbstverwaltern. 
Die Anzahl der Personen und ggf. Personengruppen ist nicht bekannt. Die Zuordnung ist sehr 
schwierig, denn es gibt keine Definition, wer sog. Reichsbürgern und Selbstverwaltern zuzuordnen 
ist.  

 
Sie alle negieren die Bundesrepublik als Staat und widersetzen sich häufig behördlichen Anord-
nungen. Unmutsäußerungen, allgemeine Nörgeleien, Querulantentum und provokatives Verhalten 
charakterisieren den Personenkreis. 
 
 
2. Werden die Fälle im Kreis zentral erfasst? 
 
Nein, eine Erfassung würde datenschutzrechtlichen Anforderungen widersprechen. Es gibt aber 
mehrere Personen, die durch entsprechende Schreiben oder persönliches Auftreten mehrfach in 
Erscheinung getreten sind.  
 
 
3. In welchen Bereichen kommt es zu Problemen (zum Beispiel Zahlung von Bußgeldern, Rückga- 
be von Personalausweisen) durch selbsternannte „Reichsbürger“ oder  „Selbstverwalter“? 
 
Es gibt Fälle, in denen Bußgelder nicht gezahlt werden. Das betrifft unterschiedliche Fachämter 
(Straßenverkehrsamt, Ordnungsamt u. a.). In diesen Fällen werden  – wie in allen anderen auch – 
Verfahren entsprechend den gesetzlichen Vorschriften  durchgeführt. 
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Für die Ausstellung von Personalausweisen liegt die Zuständigkeit nicht beim Landkreis, sondern 
bei den Einwohnermeldeämtern der Kommunen. 
 
 
4. Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kreises, der Äm- 
ter und Gemeinden für die Problematik der „Reichsbürger“ oder „Selbstverwalter“ zu sensibilisie-
ren? 
 
Den Führungskräften liegt das Handbuch des Brandenburgischen Institutes für Gemeinwesenbera-
tung zum Thema „Reichsbürger“ aus dem Jahr 2015 vor. Herausgeber ist Dirk Wilking. Das Institut 
berät in diesen Fragen. 
 
Darüber hinaus gibt es zahlreiche an der Praxis orientierte Informationsveranstaltungen, an denen 
Führungskräfte und Mitarbeiter teilnehmen können. So fand am 12. Dezember 2017 eine Informa-
tionsveranstaltung der Polizeidirektion Süd in Cottbus statt. Hier haben die Leiter der Polizeidirekti-
on Süd, des Landeskriminalamtes Brandenburg sowie des Verfassungsschutzes und des Staats-
schusses Vorträge zur Lage in Brandenburg gehalten. Im LDS ist eine Inhouse-Schulung geplant. 
 
Über Maßnahmen in Ämtern und Gemeinden ist nichts bekannt. Grundsätzlich stehen die aufge-
zeigten Wege auch ihnen offen.  
 
 
5. Wie wird mit entsprechenden Fällen verfahren (z. B. Rückgabe von Ausweisdokumenten oder 
Weigerung Bußgelder zu begleichen)? 
 
Die Fälle werden rechtskonform entsprechend dem jeweiligen Fachrecht bearbeitet (s. o.). Sofern 
Bußgelder nicht bezahlt werden, richtet sich das weitere Vorgehen nach dem Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetz Brandenburg (VwVGBbg) i. V. m. § 90 Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG). 
 
 
6. Wurden in der Vergangenheit Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landkreises bzw. der Äm-
ter/Gemeinden durch selbsternannte „Reichsbürger“ oder „Selbstverwalter“ bedroht oder unter 
Druck gesetzt? 
 
Ja, es gab in der Vergangenheit Bedrohungen. Wenn die Voraussetzungen vorlagen, wurde Straf-
anzeige erstattet. Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter wurden allerdings nicht erfolgreich unter Druck 
gesetzt. 
 
Über die Situation in den Ämtern und Gemeinden des Landkreises liegen keine Erkenntnisse vor.  
 
 
Ergänzung: 
 
Auch im LDS gehen Elaborate von „Reichsbürgern“ und „Selbstverwaltern“ ein. Das Feindbild der 
Reichsbürger ist die Behörde als solche und ihre „Währung“ ist Zeit.  
 
Daher verfolgen sie das Ziel, die Adressaten mit ihren sehr umfangreichen Schreiben und kruden 
Ansichten zu konfrontieren und wollen diese zwingen, sich mit dem Inhalt auseinanderzusetzen. 
Sowohl Führungskräfte, als auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen so von ihrer Arbeit abge-
halten werden.  
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Sogenannte Reichsbürger und Selbstverwalter sind über soziale und kommunikative Netzwerke 
gut organisiert. Es werden häufig wiederkehrende Textbausteine verwandt. Es handelt sich um 
Vielschreiber, die ihre Auffassung in der Regel außerhalb der Dienstzeiten über die Faxgeräte der 
einzelnen Ämter und Dezernate versenden.  
 
Welche der bundesweiten Gruppierungen im LDS aktiv sind, ist dem Verfassungsschutz bekannt.  
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Loge 


